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I. Allgemeine Bestimmungen  

§ 1 Firma und Sitz  

1. Die Gesellschaft führt die Firma „INDUS Holding Aktiengesellschaft“. 

2. Der Sitz der Gesellschaft ist Bergisch Gladbach. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Beteiligung an anderen Unternehmen jeglicher Art. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet erscheinen, dem Ge-

genstand des Unternehmens zu dienen. 

§ 3 Bekanntmachungen 

1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger, sofern nicht gesetzlich 

die Bekanntmachung auch in einem anderen Publikationsorgan vorgeschrieben ist. 

2. Die Gesellschaft ist im Rahmen des rechtlich Zulässigen berechtigt, Informationen an ihre Aktionäre im 

Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. 

II. Grundkapital und Aktien  

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 69.928.453,64 (in Worten: EURO neunundsechzig 

Millionen neunhundertachtundzwanzigtausendvierhundertdreiundfünfzig und vierundsechzig Cent). 

2. Es ist eingeteilt in 26.895.559 Aktien (Stückaktien). 

§ 5 Art der Aktien und Aktienurkunden  

1. Die Aktien lauten auf den Inhaber. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Kapitalerhöhungsbeschluss 

keine Bestimmung darüber, welche Aktien ausgegeben werden, so lauten sie auf den Inhaber. 

2. Ein Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils wird ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich 

zulässig ist und soweit nicht eine Verbriefung nach den Regeln der Börse erforderlich ist, an der die Aktie 

zugelassen ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die bisher ausgegebenen Aktienur-

kunden durch neue Stückaktien-Urkunden zu ersetzen und die bisher ausgegebenen Aktienurkunden 

für kraftlos zu erklären. 
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§ 6 Genehmigtes Kapital 

1. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 25. Mai 2026 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrates einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 34.964.225,52 gegen Bar- und/

oder Sacheinlagen (einschließlich sogenannter gemischter Sacheinlagen) durch Ausgabe von bis zu 

13.447.779 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021) 

und dabei einen vom Gesetz abweichenden Beginn der Gewinnbeteiligung, auch rückwirkend auf ein 

bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, soweit über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch kein Beschluss 

gefasst wurde, zu bestimmen. Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 

neuen Aktien können auch an ein oder mehrere Kreditinstitute oder andere in § 186 Abs. 5 Satz 1 des 

AktG genannte Unternehmen mit der Verpflichtung ausgegeben werden, sie den Aktionären anzubie-

ten (mittelbares Bezugsrecht) oder auch teilweise im Wege eines unmittelbaren Bezugsrechts (etwa an 

bezugsberechtigte Aktionäre, die vorab eine Festbezugsvereinbarung abgegeben haben), oder im Übri-

gen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden. Der Vorstand 

ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in 

folgenden Fällen auszuschließen: 

 zur Vermeidung von Spitzenbeträgen; 

 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen neuen Aktien den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegebenen neuen Aktien insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Eintragung des Geneh-

migten Kapitals 2021 in das Handelsregister oder, sofern dieser Betrag niedriger ist, 10 % des zum 

Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. Auf 

diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf-

grund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben 

sind; 

 bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zweck des Erwerbs von Unter-

nehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder anderen Wirtschaftsgütern, 

einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft; sowie 

 um den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. entspre-

chender Wandlungs- oder Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen ein Bezugsrecht 

in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung dieser 

Pflichten als Aktionär zustehen würde. 

 
2. Die Gesamtzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund einer dieser Ermächtigungen auszu-

gebenden und ausgegebenen Aktien darf 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Ausübung der Er-
mächtigung nicht überschreiten; auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer Ermächtigungen unter Bezugsrechtsausschluss veräußert 
oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind. 
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3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapital-
erhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt der Aktienrechte, die Bedingungen der Ak-
tienausgabe einschließlich des Ausgabebetrags, festzulegen. 

 
4. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der jeweiligen 

Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital zu ändern. 

§ 7 Bedingtes Kapital 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 6.992.843,02 durch Ausgabe von bis zu 

2.689.555 auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023). Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Options-, Wan-

del- und Gewinnschuldverschreibungen sowie Genussrechten oder Kombinationen dieser Instru-

mente, die von der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch die ordentliche Haupt-

versammlung vom 17. Mai 2023 bis zum 16. Mai 2028 (einschließlich) ausgegeben werden, von ihrem 

Options- bzw. Wandlungsrecht Gebrauch machen oder die Verpflichteten aus Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch 

die ordentliche Hauptversammlung vom 17. Mai 2023 bis zum 16. Mai 2028 (einschließlich) ausgege-

ben werden, ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen 

und nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

2. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächti-

gungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien neh-

men vom Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, 

kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien, hiervon 

und auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festlegen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-

führung der bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, den Wortlaut der 

Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2023 und nach Ablauf 

sämtlicher Options- bzw. Wandlungsfristen zu ändern sowie alle sonstigen damit in Zusammenhang 

stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. 

III. Vorstand 

§ 8 Zusammensetzung und Vertretung  

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Im Übrigen beschließt der Aufsichtsrat die Zahl 

der Mitglieder des Vorstandes. 

2. Die Mitglieder des Vorstands sollen in der Regel nicht älter als 67 Jahre sein. 
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3. Die Mitglieder des Vorstandes werden durch den Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Er kann ein Vor-

standsmitglied zum Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstandes und ein weiteres Mitglied zum stell-

vertretenden Vorsitzenden ernennen. 

4. Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinsam 

mit einem Prokuristen vertreten; § 112 AktG bleibt unberührt. 

5. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne Vorstandsmitglieder allein zur Vertretung der Gesell-

schaft berechtigt sein sollen und/oder befugt sind, im Namen der Gesellschaft und als Vertreter eines 

Dritten Rechtsgeschäfte vorzunehmen. 

§ 9 Geschäftsführung  

Der Vorstand führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung sowie der Geschäftsordnung für den 

Vorstand, die vom Aufsichtsrat erlassen wird. Der Vorstand hat unter eigener Verantwortung die Gesellschaft 

zu leiten. Über alle Fragen von grundsätzlicher oder wesentlicher Bedeutung entscheidet der Gesamtvorstand 

durch Mehrheitsbeschluss der teilnehmenden Vorstandsmitglieder. Ist ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzen-

den des Vorstandes ernannt, gibt bei Beschlussfassungen des Vorstandes bei Stimmengleichheit seine Stimme 

den Ausschlag, sofern dem Vorstand mehr als zwei Personen angehören. 

IV. Aufsichtsrat 

§ 10 Zusammensetzung und Amtsdauer 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, von denen sechs Mitglieder von der Hauptversamm-

lung und sechs Mitglieder von den Arbeitnehmern nach den Bestimmungen des MitbestG gewählt 

werden. 

2. Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 

beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Eine Wiederwahl 

ist statthaft. Die Hauptversammlung kann für die Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner bei ihrer 

Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. Eine Nachwahl für vorzeitig ausgeschiedene Aufsichtsratsmit-

glieder erfolgt für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, sofern nicht an-

derweitig durch die Hauptversammlung beschlossen. 

3. Wählbar sind nur Personen, die am Tag der Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder ge-

wählt werden, das 70. Lebensjahr noch nicht vollendet haben; dies gilt auch für die Wahl von Ersatz-

mitgliedern. 

4. Aufsichtsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvorschlag ge-

wählt worden sind, können von ihr vor Ablauf der Amtszeit abberufen werden. Der Beschluss bedarf 

einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst. 
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5. Gleichzeitig mit den von der Hauptversammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitgliedern können Er-

satzmitglieder gewählt werden. Sie treten bei vorzeitigem Ausscheiden eines Aufsichtsratsmitglieds für 

die Zeit bis zur Wahl eines neuen Aufsichtsratsmitglieds in einer bei ihrer Wahl festzulegenden Rei-

henfolge an dessen Stelle, längstens jedoch für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Aufsichts-

ratsmitglieds. Soll die Nachwahl für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrates das Aus-

scheiden eines nachgerückten Ersatzmitglieds bewirken, bedarf der Beschluss über die Nachwahl einer 

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. War das infolge der Nachwahl ausgeschiedene 

Ersatzmitglied für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner bestellt worden, lebt 

seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf. Die Wahl von Ersatzmitgliedern für die Aufsichtsratsmit-

glieder der Arbeitnehmer richtet sich nach den Vorschriften des Mitbestimmungsgesetzes.  

6. Jedes Aufsichtsratsmitglied und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt mit einer Frist von einem Monat 

durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des Aufsichtsratsvorsit-

zenden niederlegen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 

§ 11 Vorsitzender und Stellvertreter 

1. Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner gewählt 

worden sind, findet eine Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. 

In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat unter Leitung des an Lebensjahren ältesten Mitglieds gemäß § 

27 MitbestG aus seiner Mitte für die in § 10 Abs. 2 dieser Satzung bestimmte Amtszeit einen Vorsitzen-

den und einen Stellvertreter. 

2. Scheiden der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus ihrem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat 

unverzüglich eine Neuwahl für die vakante Funktion für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 

vorzunehmen. 

3. Sofern der Stellvertreter im Fall der Verhinderung des Vorsitzenden tätig wird, stehen ihm die gleichen 

Rechte wie diesem zu, jedoch mit Ausnahme der dem Vorsitzenden nach dem MitbestG zustehenden 

zweiten Stimme. 

4. Willenserklärungen des Aufsichtsrates werden namens des Aufsichtsrates von dem Vorsitzenden ab-

gegeben. Der Aufsichtsratsvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchfüh-

rung der Beschlüsse des Aufsichtsrats notwendigen Willenserklärungen abzugeben und Maßnahmen 

vorzunehmen. Der Vorsitzende ist ermächtigt, Erklärungen an den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

§ 12 Geschäftsordnung 

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und dieser Sat-

zung. 
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§ 13 Sitzungen und Einberufung  

1. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von mindes-

tens 14 Tagen und Angabe der einzelnen Punkte der Tagesordnung einberufen. Bei der Berechnung der 

Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Diese 

Frist kann in dringenden Fällen abgekürzt werden, wenn der Vorsitzende die Dringlichkeit feststellt und 

hierauf in der Einberufung hinweist. Zwischen dem Tag der Einberufung und dem Tag der Sitzung sol-

len auch in dringenden Fällen mindestens drei Tage liegen. Der Vorsitzende bestimmt den Tagungsort. 

Die Einberufung der Sitzungen kann schriftlich, per Telefax, fernmündlich oder mit Hilfe sonstiger ge-

bräuchlicher Kommunikationsmittel (z.B. per E-Mail) erfolgen. Der Aufsichtsrat kann das Nähere in sei-

ner Geschäftsordnung regeln. 

2. In der Regel soll der Aufsichtsrat in jedem Kalendervierteljahr eine Sitzung abhalten; er muss zwei Sit-

zungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Sitzungen sollen in der Regel mit persönlicher Teilnahme der 

Aufsichtsratsmitglieder abgehalten werden (Präsenzsitzungen). Im Übrigen können Sitzungen auf An-

ordnung des Vorsitzenden auch durch Telefon-, Video- oder Internetkonferenz oder vergleichbare 

Kommunikationsmittel durchgeführt werden, und zwar auch in der Weise, dass nur einzelne Auf-

sichtsratsmitglieder im Wege dieser Kommunikationsmittel zugeschaltet werden. 

3. Die Mitglieder des Vorstands nehmen grundsätzlich an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, soweit der 

Vorsitzende des Aufsichtsrats nichts anderes bestimmt oder der Aufsichtsrat nichts anderes beschließt. 

Der Aufsichtsrat soll regelmäßig auch ohne den Vorstand tagen. 

§ 14 Beschlussfassung  

1. Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn sämtliche seiner Mitglieder geladen sind und mindestens 

die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen. 

Als Teilnahme an einer Sitzung gilt auch die Zuschaltung per Telefon-, per Video- oder per Internetkon-

ferenz oder über vergleichbare Kommunikationsmittel. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Be-

schlussfassung teil, wenn es sich in einer Abstimmung der Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsrats-

mitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrats in einer Sitzung auch dadurch teilnehmen, dass 

sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder ihre schriftlich, per Telefax oder im Wege elektronischer Tele-

kommunikationsmittel übermittelte und qualifiziert signierte Stimmabgabe überreichen lassen. Der 

Aufsichtsrat kann das Nähere in seiner Geschäftsordnung regeln. 

2. Beschlüsse des Aufsichtsrates werden, soweit nicht gesetzlich zwingend oder durch diese Satzung et-

was anderes vorgeschrieben ist, mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Ergibt 

eine Abstimmung Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegen-

stand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. § 108 Abs. 

3 des AktG ist auch auf die Abgabe der zweiten Stimme anzuwenden. Im Übrigen gilt § 14 Abs. 1 Satz 

4 der Satzung entsprechend. Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme nicht zu. 

3. Beschlüsse können auch außerhalb von Sitzungen durch schriftliche, per Telefax, per Telefon oder mit-

tels elektronischer Medien übermittelte bzw. vorgenommene Stimmabgaben sowie auch in Kombina-

tion aller zuvor genannten Beschlusswege gefasst werden, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrates dies 
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für den Einzelfall unter Beachtung einer angemessenen Frist anordnet. Ein Recht der übrigen Aufsichts-

ratsmitglieder zum Widerspruch gegen diese Art der Beschlussfassung besteht ausschließlich in be-

gründeten Ausnahmefällen. Der Aufsichtsrat kann das Nähere in seiner Geschäftsordnung bestimmen. 

4. Zur Beratung einzelner Gegenstände der Tagesordnung können Sachverständige und Auskunftsperso-

nen hinzugezogen werden. 

5. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 

dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind Ort und Tag der 

Sitzung, Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen 

und die Beschlüsse des Aufsichtsrates anzugeben. 

§ 15 Ausschüsse 

1. Der Aufsichtsrat kann die Ausübung einzelner ihm obliegender Aufgaben Ausschüssen oder einzelnen 

seiner Mitglieder übertragen, soweit das Gesetz dies zulässt. Näheres bestimmt die Geschäftsordnung 

des Aufsichtsrats. 

2. Der Aufsichtsrat hat in jedem Fall unmittelbar nach der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines 

Stellvertreters den nach § 27 Abs. 3 MitbestG zu bildenden Ausschuss einzurichten. Diesem gehören 

neben dem Aufsichtsratsvorsitzenden und seinem Stellvertreter jeweils ein von den Aufsichtsratsmit-

gliedern der Anteilseigner und den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu wählendes Mitglied 

an. 

§ 16 Vergütung 

1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält außer dem Ersatz seiner Auslagen für seine Tätigkeit im jeweils abge-

laufenen Geschäftsjahr eine Grundvergütung in Höhe von EUR 45.000,-. Der Vorsitzende erhält das 

Zweifache des vorgenannten Betrags, der Stellvertreter das Eineinhalbfache. Aufsichtsratsmitgliedern, 

die dem Aufsichtsrat nicht während des gesamten Geschäftsjahres angehört haben oder den Vorsitz 

oder den stellvertretenden Vorsitz nicht während des gesamten Geschäftsjahres innehatten, steht die 

entsprechende Vergütung nur zeitanteilig zu. 

2. Jedes Mitglied eines Aufsichtsratsausschusses erhält außer dem Ersatz seiner Auslagen für seine Tätig-

keit im jeweils abgelaufenen Geschäftsjahr eine Vergütung in Höhe von EUR 7.500,-. Der Ausschuss-

vorsitzende erhält das Zweifache des vorgenannten Betrages. Ausschussmitgliedern, die dem Aus-

schuss nicht während des gesamten Geschäftsjahres angehört haben oder den Vorsitz innehatten, steht 

die entsprechende Vergütung nur zeitanteilig zu. Die vorgenannten Regelungen gelten nicht für den 

Ausschuss gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG. 

3. Zusätzlich wird jedem Aufsichtsratsmitglied ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 1.500,- pro Sitzung 

des Gesamtgremiums oder seiner Ausschüsse gewährt. Entsprechendes gilt für Telefon-, Video- oder 

Internetkonferenzen oder für Konferenzen über vergleichbare Kommunikationsmittel. Das Sitzungs-

geld wird maximal einmalig pro Sitzungstag fällig. 
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4. Die Grundvergütung, die Ausschussvergütung sowie die Sitzungsgelder sind halbjährlich in den Mo-

naten Juni und Dezember des jeweiligen Geschäftsjahres zu zahlen. 

5. Die Gesellschaft kann zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Vermögensschaden-Haftpflichtver-

sicherung in angemessener Höhe abschließen, die die gesetzliche Haftpflicht aus der Aufsichtsratstätig-

keit abdeckt. Die Versicherungsprämie trägt die Gesellschaft. 

§ 17 Änderungen der Satzungsfassung  

Der Aufsichtsrat ist zu Änderungen der Satzung ermächtigt, die lediglich deren Fassung betreffen. 

V. Hauptversammlung  

§ 18 Einberufung und Ort 

1. Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres 

abgehalten. Außerordentliche Hauptversammlungen können so oft einberufen werden, wie es im Inte-

resse der Gesellschaft erforderlich erscheint.  

2. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen durch 

den Aufsichtsrat einberufen. Die Einberufung muss – sofern gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist – 

mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf die Anmeldung der Aktionäre der Gesellschaft 

zugegangen sein muss, bekannt gemacht werden. Der Tag der Einberufung ist bei der Berechnung nicht 

mitzurechnen. 

3. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem Ort im Umkreis von 100 km von 

Bergisch Gladbach statt. 

§ 19 Teilnahme an der Hauptversammlung 

1. Es dürfen nur diejenigen Aktionäre an der Hauptversammlung teilnehmen und ihr Stimmrecht ausü-

ben, deren Anmeldung und deren Nachweis ihrer Berechtigung zur Teilnahme und zur Ausübung des 

Stimmrechts mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse der Gesellschaft zugegangen ist. Bei der Fristberechnung sind der Tag des Zugangs 

der Anmeldung und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen. Als Nachweis der Berechti-

gung der Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts reicht ein in Text-

form (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache ausgestellter besonderer Nachweis des An-

teilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG. Der Nachweis muss sich auf den 

Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung beziehen. 

2. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwe-

senheit an deren Versammlungsort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder 

einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. 
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Die Einzelheiten werden in der Einberufung zur Hauptversammlung mitgeteilt. Der Vorstand ist er-

mächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, 

schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Die Mitglieder 

des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptversammlung persönlich teilnehmen.  

3. Soweit rechtlich zulässig, ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats zu entschei-

den, dass eine Hauptversammlung unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben auch ohne physische 

Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. 

4. Die Einzelheiten der Anmeldung sind in der Einladung bekannt zu machen. 

§ 20 Vorsitz in der Hauptversammlung, Frage- und Rederecht der Aktionäre 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im Falle seiner Ver-

hinderung ein von ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied. Wenn der Vorsitzende des Auf-

sichtsrates kein anderes Aufsichtsratsmitglied bestimmt hat oder sowohl er als auch das von ihm be-

stimmte andere Aufsichtsratsmitglied verhindert sind, wird der Versammlungsleiter durch die anwe-

senden Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner gewählt. Kommt diese Wahl nicht zustande, wird der 

Versammlungsleiter durch die Hauptversammlung unter der Leitung des Aktionärs oder Aktionärsver-

treters, der in der Hauptversammlung die meisten Stimmen vertritt, gewählt. 

2. Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhan-

delt werden, die Reihenfolge der Redner und die Art, Reihenfolge und Form der Abstimmungen. 

3. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschrän-

ken. Er kann zu Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung insbesondere den zeitlichen 

Rahmen des gesamten Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunk-

ten, die zusammengenommene Rede- und Fragezeit sowie das einzelne Frage- und Rederecht für ein-

zelne Redner angemessen festsetzen. Dabei kann er auch die vorzeitige Schließung der Rednerliste so-

wie den Schluss der Debatte anordnen. 

4. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ganz oder auszugsweise in Bild 

und Ton übertragen werden kann. 

§ 21 Stimmrecht und Beschlussfassung 

1. Jede Aktie gewährt eine Stimme. 

2. Das Stimmrecht beginnt erst mit der vollständigen Leistung der Einlage. 

3. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung 

vertretenen Grundkapitals gefasst, falls nicht das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas anderes vor-

schreiben. 
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4. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung, der Widerruf und der 

Nachweis der Vollmacht bedürfen der Textform (§ 126b BGB), sofern nicht gesetzlich etwas Abwei-

chendes bestimmt ist. Der Nachweis der Vollmacht kann der Gesellschaft auf einem vom Vorstand zu 

bestimmenden Weg der elektronischen Kommunikation übermittelt werden. Die Einzelheiten werden 

in der Einberufung zur Hauptversammlung mitgeteilt. 

5. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Stimmrechtsausübung, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

VI. Geschäftsjahr, Rechnungslegung, Gewinnverwendung 

§ 22 Geschäftsjahr, Jahresabschluss und Konzernabschluss  

1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

2. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss, den Lagebericht, 

den Konzernabschluss sowie den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen 

und unverzüglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Ferner hat er 

dem Aufsichtsrat den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zur Prüfung vorzulegen. 

§ 23 Rücklagen 

Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so sind sie ermächtigt, mehr als die Hälfte des Jah-

resüberschusses in andere Gewinnrücklagen im Sinne von § 266 Abs. 3 HGB einzustellen. Dabei sind Beträge, 

die in die gesetzlichen Rücklagen einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzu-

ziehen. 

§ 24 Gewinnverwendung  

1. Wenn die Hauptversammlung nichts anderes beschließt, wird der Bilanzgewinn an die Aktionäre ent-

sprechend ihrer Beteiligung am Grundkapital verteilt. Im Fall der Erhöhung des Grundkapitals kann die 

Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 Satz 3 AktG bestimmt werden. 

2. Gewinnanteilscheine, welche binnen vier Jahren nach Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welchem 

sie zur Auszahlung fällig wurden, nicht erhoben sind, verfallen zugunsten der Gesellschaft. 


